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B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen:

I.

1. Kap. 0701 – Ministerium

zuzustimmen.

2. Kap. 0702 – Allgemeine Bewilligungen

zuzustimmen. 

3. Kap. 0707 – Wirtschaftspolitik und Außenwirtschaft

2010 2011
Tsd. EUR Tsd. EUR

Tit. 531 85 statt 455,0 455,0
zu setzen 555,0 605,0

Tit. 547 85 statt 210,0 210,0
zu setzen 360,0 410,0

Tit. 684 85 statt 0,0 0,0
zu setzen 160,0 140,0

Tit. 686 85 statt 742,5 742,5
zu setzen 892,5 892,5

und soweit erforderlich die Erläuterungen und 
die produktorientierten Informationen entsprechend 
anzupassen;

im Übrigen Kap. 0707 zuzustimmen.

Drucksachen und Plenarprotokolle sind im Internet
abrufbar unter: www.landtag-bw.de/Dokumente
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4. Kap. 0708 – Innovation und Technologietransfer

2010 2011
Tsd. EUR Tsd. EUR

Tit. 547 01 statt 200,0 200,0
zu setzen 300,0 300,0

Tit. 685 79 statt 19.982,0 19.982,0
zu setzen 20.482,0 20.482,0

und die Erläuterungen und produktorientierten 
Informationen entsprechend an zupassen;

im Übrigen Kap. 0708 zuzustimmen. 

5. Kap. 0710 – Mittelstandsförderung

2010 2011
Tsd. EUR Tsd. EUR

Tit. 683 71A statt 0,0 0,0
zu setzen 150,0 150,0

sowie den Titelzusatz W zu streichen 
und die Erläuterungen wie folgt anzupassen:

„Veranschlagt sind Zuschüsse an örtliche 
Gewerbevereine für die Durchführung von 
Leistungsschauen.“

Tit. 683 71B statt 278,0 0,0
zu setzen 578,0 0,0

Tit. 893 71 statt 3.000,0 2.500,0
zu setzen 3.300,0 2.750,0

Tit. 683 75 statt 630,0 130,0
zu setzen 880,0 630,0

und soweit erforderlich die Erläuterungen und 
die produktorientierten Informationen entsprechend 
anzupassen;

im Übrigen Kap. 0710 zuzustimmen. 

6. Kap. 0711 – Energie und Wohnungsbau

2010 2011
Tsd. EUR Tsd. EUR

Tit. 547 70C statt 300,0 300,0
zu setzen 340,0 380,0

Tit. 893 70 statt 1.480,0 1.480,0
zu setzen 1.580,0 1.580,0

und soweit erforderlich die Erläuterungen und 
die produktorientierten Informationen entsprechend 
anzupassen;

im Übrigen Kap. 0711 zuzustimmen. 
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7. Kap. 0712 – Raumordnung, Städtebau und Denkmalpflege

Tit.Gr. 74 nach Satz 3 des Planvermerks folgenden Satz einzufügen:

„Die Ausgabeermächtigung (Landesfinanzhilfen) bei Tit. 883 74
kann im Jahr 2010 mit Einwilligung des Finanzministeriums zu
Lasten des nächsten Haushaltsjahres (Vorgriff) überschritten
werden, um kassenmäßige Schwankungen beim Mittelabruf
ausgleichen zu können, wenn die Finanzhilfen im Kassenpool
nicht ausreichen; eine Überschreitung mindert die Ausgabeer-
mächtigung im Jahr 2011 insoweit“;

im Übrigen Kap. 0712 zuzustimmen. 

II.

Kenntnis zu nehmen: 

1. Von der Mitteilung des Finanzministeriums vom 15. Dezember 2009 betr. Be-
schäftigungsbedingungen, Bezüge, Dotationen und Ausstattung der vom Land
Baden-Württemberg aufgrund außertariflicher Sonderverträge Beschäftigten –
Drucksache 14/5602, soweit diese den Einzelplan 07 berührt.

2. Von der Mitteilung des Wirtschaftsministeriums vom 16. Dezember 2009 betr.
Wohnungsbau 2010/2011 – Bericht und Leitlinien zur Wohnraumförderung,
Drucksache 14/5611.

21. 01. 2010

Die Berichterstatter: Der Vorsitzende:

Veronika Netzhammer Ingo Rust

Dr. Frank Mentrup
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B e r i c h t

Der Finanzausschuss hat den Einzelplan 07 – Wirtschaftsministerium – des Ent -
wurfs des Staatshaushaltsplans für die Haushaltsjahre 2010/2011 in seiner 
56. Sitzung am 21. Januar 2010 beraten.

In die Erörterung am 21. Januar 2010 mit einbezogen wurden die Mitteilung des
Wirtschaftsministeriums vom 16. Dezember 2009 betr. Wohnungsbau 2010/2011
– Bericht und Leitlinien zur Wohnraumförderung – Drucksache 14/5611 – mit der
Empfehlung und dem Bericht des Wirtschaftsausschusses vom 19. Januar 2010
(vgl. Anlage 1) sowie die zu dieser Einzelplanberatung schriftlich eingebrachten
Änderungsanträge 07/1 bis 07/27.

Beratungsunterlage bei Einzelplan 07 – Wirtschaftsministerium war weiterhin die
Mitteilung des Finanzministeriums vom 15. Dezember 2009 betr. Beschäfti-
gungsbedingungen, Bezüge, Dotationen und Ausstattung der vom Land Baden-
Württemberg aufgrund außertariflicher Sonderverträge Beschäftigten – Druck-
sache 14/5602, soweit sie den Einzelplan 07 berührt, von der der Finanzausschuss
bei den betreffenden Kapiteln Kenntnis genommen hat.

Die Berichterstatterin trägt vor, der vorliegende Haushaltsentwurf des Wirt schafts -
ministeriums verfüge über ein Gesamtvolumen von rund 671 Millionen € im Jahr
2010 und rund 642 Millionen € im Jahr 2011. Im Vorjahr habe sich das Budget des
Wirtschaftsministeriums auf rund 636 Millionen € belaufen.

Die wesentlichen Ursachen für die Veränderungen des Haushaltsvolumens seien
der Anstieg der Bundesmittel und der Landeskassenmittel in der Städtebau -
förderung um rund 34 Millionen € im Jahr 2010 und 27 Millionen € im Jahr 2011,
der Ausgabeanstieg beim bundesgesetzlich geregelten Wohngeld um jeweils rund
10 Millionen €, die um rund 4 Millionen € bzw. rund 5 Millionen € höheren Mit-
telansätze in der Denkmalförderung sowie die neu etatisierten Mittel in Höhe von
einmalig 7 Millionen € für Zuschüsse an Kommunen zur Verbesserung der ört -
lichen Infrastruktur im Jahr 2010. Diese Anstiege würden teilweise kompensiert
durch Wenigerausgaben in Höhe von rund 25 Millionen € infolge der Umres-
sortierung des Forschungsbereichs des Forschungszentrums Karlsruhe zum Wis-
senschaftsministerium und durch die im Jahr 2011 um 17 Millionen € niedrigere
Schlussrate der Schuldendiensthilfe für die neue Messe.

Das Wirtschaftsministerium müsse im Doppelhaushalt 2010/2011 Personalein -
sparungen von sieben Stellen im Jahr 2010 und 12 Stellen im Jahr 2011 erbrin-
gen. Diese Stelleneinsparungen würden im Rahmen der Fluktuation und deshalb
haushaltstechnisch erst in den Nachträgen zum Staatshaushaltsplan 2010/2011
bzw. 2012 umgesetzt. 

Im Bereich der Förderung der internationalen Wirtschaftsbeziehungen sinke die
Mittelausstattung des Vorjahrs um rund 300 000 € auf 3 Millionen €. Die für das
Exportland Baden-Württemberg bewährten wichtigen Instrumente der Auslands-
markterschließung für kleine und mittlere Unternehmen sowie der gezielten Stand -
ortpolitik könnten aber im Wesentlichen fortgeführt werden.

Im Bereich der Förderung der wirtschaftsnahen Forschung könne die längerfristig
angelegte Innovationsoffensive zwar nicht in der zunächst vorgesehenen Dyna -
mik, aber dennoch in einer gesunden Kontinuität fortgesetzt werden. Neben der
regulären Förderung stünden für Sonderinvestitionen der ausschließlich landes -
geförderten Institute der Innovationsallianz zusätzliche Investitionsmittel von 
6,7 Millionen € bzw. 5,8 Millionen € sowie Verpflichtungsermächtigungen von 
3 Millionen € bzw. 6,8 Millionen € zur Verfügung. 

Für die von Bund und Land geförderten Institute der Fraunhofer-Gesellschaft
würden zusätzlich rund 5,8 Millionen € bzw. rund 5,6 Millionen € für Sonder -
investitionen bereitgestellt. Hinzu kämen Verpflichtungsermächtigungen von
rund 10,8 Millionen € und rund 7,3 Millionen €. Weitere Mittel stünden einzelnen
Instituten aus dem Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) sowie
aus dem Zukunftsinvestitionsprogramm zur Verfügung. 

Wesentliche zukunftsorientierte Impulse generierten die im Einzelplan 12 etati -
sierten Mittel für die Landesinitiative Elektromobilität sowie für die Umsetzung
der Empfehlungen des Innovationsrats. Diese Mittel würden vom Wirtschaftsmi -
nis terium und vom Wissenschaftsministerium bewirtschaftet.
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Mit den genannten Komponenten des technologiepolitischen Instrumentariums
würden die Innovationskraft und dadurch die Wettbewerbsfähigkeit der heimischen
Wirtschaft gezielt gestärkt.

Zu erwähnen sei, dass der Geschäftsbereich Forschung des Forschungszentrums
Karlsruhe zum 1. Oktober 2009 mit der Universität Karlsruhe zum Karlsruher
Ins titut für Technologie (KIT) zusammengeführt worden seien. Die entsprechen-
den Mittel seien auf das Wissenschaftsministerium übertragen worden und im
Einzelplan 14 veranschlagt. Der verbleibende Geschäftsbereich Stilllegung sei auf
die Wiederaufarbeitungsanlage Karlsruhe übergegangen. 

Im Bereich der beruflichen Bildung bewegten sich die Ausgabeansätze 2010 im
nicht investiven Bereich mit rund 9,1 Millionen € um rund 0,4 Millionen € über dem
Vorjahresniveau, während 2011 nur noch 8,6 Millionen € hierfür zur Verfügung
stünden. Dies liege darin begründet, dass der Bedarf an Zuschüssen für die Über-
nahme von Auszubildenden aus Insolvenzbetrieben auch für 2010 noch sehr hoch
eingeschätzt und für 2011 auf eine Beruhigung in diesem Bereich gehofft werde.

Hinzu kämen im Bereich der beruflichen Bildung Maßnahmen und Projekte, die
über ESF gefördert würden. Darüber hinaus sei das aus Bundes- und Landesmit-
teln finanzierte Meister-BAföG zu nennen, das aufgrund bundesgesetzlicher Leis-
tungsverbesserungen von 20,5 Millionen € im Jahr 2009 auf 22,8 Millionen € im
Jahr 2010 und 24,1 Millionen € im Jahr 2011 steigen werde.

Zur Förderung von Investitionen in überbetriebliche Bildungszentren stünden 
3 Millionen € bzw. 2,5 Millionen € zur Verfügung. Zu berücksichtigen sei, dass
über das Zukunftsinvestitionsprogramm weitere Förderungen ermöglicht würden.
Damit könne ein nachhaltiger Beitrag zu einem ausreichenden Angebot an Aus-
bildungsstellen ebenso wie zur Sicherung des Fachkräftebedarfs geleistet werden.

Im Bereich der Existenzgründungsberatung stehe mit rund 2,1 Millionen € eine
gleichbleibende Mittelausstattung zur Verfügung. Zu beachten sei hierbei, dass
die Finanzierung von Projekten zur Existenzgründungs- und Unternehmensnach-
folgeförderung im Wesentlichen aus Mitteln des ESF erfolge. Hinzu kämen Mit-
tel zur Verbilligung des Beteiligungsentgelts der Mittelständischen Beteiligungs-
gesellschaft von jährlich 0,6 Millionen €.

Die Mittelausstattung des ESF mit rund 15,7 Millionen € bzw. 15,9 Millionen €
bewege sich auf Vorjahresniveau. Daraus seien insbesondere für die Bereiche der
beruflichen Bildung und der Existenzgründungsförderung wichtige Impulse zu er-
warten. 

Für die gesamte ESF-Förderperiode 2007 bis 2013 stünden rund 87 Millionen €
an EU-Mitteln zur Verfügung. Die Kofinanzierungsmittel des Landes von jährlich
rund 3 Millionen € könnten aufgrund der Zulässigkeit von privater Kofinanzie -
rung relativ gering gehalten werden.

Im Bereich der Energieförderung habe aufgrund der bekannten Konsolidierungs -
zwänge eine Reduzierung des Mittelansatzes von rund 4,2 Millionen € im Jahr
2009 auf jeweils 2,1 Millionen € in den Jahren 2010 und 2011 vorgenommen
werden müssen. Dennoch könne die Förderung erneuerbarer Energien sowie der
rationellen Energieverwendung fortgesetzt werden. Darüber hinaus stünden wei -
tere Mittel aus dem EFRE für Energieprojekte zur Verfügung.

Bei der Tourismusförderung sei mit Mittelansätzen von rund 7,8 Millionen € bzw.
8,3 Millionen € ein rückläufiges Mittelvolumen festzustellen. 3,5 Millionen €
bzw. 4 Millionen € aus Mitteln des Kommunalen Investitionsfonds dienten der
Förderung der kommunalen Tourismusinfrastruktur, wobei das Bewilligungs -
volumen unter Beachtung der Vorbelastungen und der neuen Verpflichtungser-
mächtigungen mit jeweils 4,6 Millionen € gegenüber dem Vorjahr unverändert
bleibe. Für das Tourismusmarketing und die Förderung privater Investitionen
stünden rund 4,3 Millionen € aus Spielbankerträgen zur Verfügung. 

Die Mittelausstattung für den Förderbereich „Frau und Beruf“ bleibe mit 1,1 Mil-
lionen € unverändert. Damit könne die Finanzierung der zehn bestehenden Kon-
taktstellen fortgeführt werden. Die Förderung einzelner Projekte erfolge über
ESF-Mittel und andere Drittmittel. 

Wichtige Impulswirkungen seien von den Maßnahmen im Rahmen des EFRE zu
erwarten. Die EU-Mittel würden aus haushaltstechnischen Gründen im Haushalt
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des federführenden Ministeriums für Ernährung und Ländlichen Raum veran-
schlagt. Insgesamt stünden aber dem Wirtschaftsministerium für die gesamte
Förderperiode rund 62 Millionen € an EU-Mitteln zur Verfügung. Damit würden
neben wichtigen wirtschaftsrelevanten Infrastrukturvorhaben der Städte Mann -
heim, Heilbronn, Pforzheim und Villingen-Schwenningen zusätzlich landesweite
Netzwerke, regionale Cluster, Investitionen von Forschungsinstituten sowie inno-
vative Projekte im Bereich erneuerbarer Energien gefördert. Daneben würden die
Konditionen der Darlehensprogramme der L-Bank für die mittelständische Wirt -
schaft verbessert. Die Mittel des Landes von jährlich 1,9 Millionen € seien not -
wendig, um die Kofinanzierung sicherzustellen.

Ein neuer Titel sei für einmalige Landeshilfen für einzelne Kommunen in beson-
derer Notsituation bzw. mit außergewöhnlichen Infrastrukturproblemen gebildet
worden. Dieser sei einmalig mit 7 Millionen € im Jahr 2010 dotiert. 

In der Gesamtbetrachtung biete der Haushaltsentwurf des Wirtschaftsministeri-
ums eine ordentliche Basis für eine Fortsetzung der erfolgreichen Wirtschaftspo -
litik des Landes und trage gleichzeitig den Erfordernissen der Haushaltskonsoli-
dierung Rechnung.

Im Übrigen verweise sie auf die noch zur Diskussion stehenden Anträge der
Regierungsfraktionen.

Der Berichterstatter trägt vor, für die Wohnraumförderung seien Kassenmittel in
Höhe von rund 48 Millionen € veranschlagt. Davon entfielen 42,2 Millionen € auf
Bundesmittel und rund 5,7 Millionen € auf Landesmittel. Hinzu kämen 19,5 Mil-
lionen € aus dem Bankbeitrag der L-Bank, die nicht im Landeshaushalt etatisiert
würden.

Bis auf jeweils rund 20,9 Millionen € dienten diese Kassenmittel der Abfinan -
zierung der Programme der vergangenen Jahre. Mit den neuen Verpflichtungser-
mächtigungen in Höhe von jeweils rund 27,5 Millionen € stehe für das Wohn-
raumförderungsprogramm 2010/2011 ein jährliches Bewilligungsvolumen von je -
weils rund 48,5 Millionen € zur Verfügung. 

Im Jahr 2009 habe zusätzlich auf nicht in Anspruch genommene Ermächtigungen
der Vorjahre, auf Mehreinnahmen sowie Sondermittel des Landesinfrastruktur-
programms zurückgegriffen werden können, sodass Bewilligungen in Höhe von
insgesamt rund 119 Millionen € hätten ausgereicht werden können. Diese Mög -
lichkeiten seien 2010 und 2011 nicht mehr gegeben. 

Der Planansatz für das Wohngeld, welches jeweils zur Hälfte von Bund und Land
zu finanzieren sei, steige gegenüber dem Vorjahr von 163 Millionen € auf 
173 Millionen € an. Aufgrund der voraussichtlich schwierigen Entwicklung des
Arbeitsmarkts müsse mit einem höheren Bedarf gerechnet werden. Für die Jahre
zuvor weise der Haushalt ein deutlich geringeres Aufkommen aus. Hier sei es
wichtig, zu ergänzen, dass im Haushaltsjahr 2009, für das ein Soll von 163 Mil-
lionen € etatisiert worden sei, Ausgaben von etwa 170 Millionen € angefallen
seien, sodass der Planansatz von 173 Millionen €, auch in Anbetracht der
gesamtwirtschaftlichen Lage, sicherlich nicht zu hoch gegriffen sei. Zu den Effek-
ten, die zu einer deutlichen Erhöhung der Ausgaben in diesem Bereich auf 
170 Millionen € im Jahr 2009 geführt hätten, gehörten neben Einmaleffekten auch
dauerhafte Effekte wie die Reform des Wohngelds.

Die aus Wettmitteln finanzierte Denkmalpflege müsse im Wege einer Sonder -
kürzung einen Beitrag zur Haushaltskonsolidierung von 4 Millionen € bzw. 
3 Mil lionen € leisten. Da im Jahr 2009 eine extrem hohe Sonderkürzung bei der
Denkmalpflege vorgenommen worden sei, stünden mit rund 22,8 Millionen € für
das Jahr 2010 und rund 23,5 Millionen € für das Jahr 2011 rund 3,7 Millionen €
bzw. 4,4 Millionen € mehr gegenüber dem Haushaltsansatz 2009 von 19,1 Millio-
nen € zur Verfügung. Rund 7,6 Millionen € würden pro Jahr für Ausgrabungen
und deren Auswertung sowie für Publikationen, Fachtagungen und Ausstellungen
eingesetzt. Die restlichen 15,2 Millionen € bzw. rund 15,9 Millionen € dienten der
Finanzierung der Denkmalförderprogramme. 

Für die Städtebauförderung seien Kassenmittel in Höhe von rund 179 Millionen €
im Jahr 2010 und rund 172 Millionen € im Jahr 2011 veranschlagt, wobei jeweils
45 Millionen € auf Bundesmittel entfielen. Die Kassenmittel seien um rund 
34 Millionen € bzw. rund 27 Millionen € höher als im Jahr 2009. 
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Anders verhalte es sich beim Bewilligungsrahmen. Dieser betrage unter Berück-
sichtigung der Vorbelastungen, der neuen Verpflichtungsermächtigungen und der
Bundesmittel insgesamt rund 164 Millionen € bzw. rund 163 Millionen € und
liege damit deutlich unter dem Niveau des Jahres 2009 von rund 272 Millionen €,
welcher durch Sonderprogramme positiv beeinflusst gewesen sei. 

Abschließend dankt er dem Wirtschaftsministerium für die konstruktive Zusam-
menarbeit bei der Erstellung des Berichts.

Der Wirtschaftsminister weist darauf hin, bei den produktorientierten Informatio-
nen zum Einzelplan 07 hätten sich an verschiedenen Stellen Fehler einge -
schlichen, die auf technische Schwierigkeiten und anderes zurückzuführen seien.
Beispielsweise sei die in den Erläuterungen zu den produktorientierten Informa-
tionen vor dem Kapitel 0701 in Bezug auf das Beschussamt getroffene Aussage
„Das Wirtschaftsministerium hat den Auftrag erhalten, die Umwandlung zum
Landesbetrieb bis Ende 2008 zu prüfen und dem Landtag die Ergebnisse zu be -
richten“ veraltet. Denn das Beschussamt sei zum 1. Januar 2010 in einen Landes-
betrieb umgewandelt worden. 

Er bitte um Entschuldigung für die aufgetretenen Fehler und versichere, dass
diese vor Drucklegung des endgültigen Haushalts korrigiert würden.

Kapitel 0701
Ministerium

Kapitel 0701 mehrheitlich genehmigt.

Kapitel 0702
Allgemeine Bewilligungen

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD fragt, ob die in Titel 883 01 N – Zuschüsse
an Kommunen zur Verbesserung der örtlichen Infrastruktur – veranschlagten Mittel
ausschließlich für Landeshilfen an die Stadt Staufen für Maßnahmen zur Schadens-
begrenzung und Schadensbeseitigung infolge der Erdhebungen vorgesehen seien
oder ob und gegebenenfalls nach welchen Regeln auch andere Kommunen auf diese
Mittel zugreifen könnten. 

Der Wirtschaftsminister teilt mit, von den für 2010 veranschlagten 7 Millionen €,
die teilweise dem Kommunalen Investitionsfonds entnommen seien, seien 4 Mil-
lionen € als Landeshilfen für die Stadt Staufen vorgesehen. 

Infolge der Erdhebungen in der Stadt Staufen habe das Land bereits im Jahr 2009
der Stadt Staufen rund 1,9 Millionen € zur Verfügung gestellt, die hauptsächlich
der Finanzierung von Erkundungen, Bohrungen und Ähnlichem gedient hätten.
Für das Jahr 2010 seien weitere 4 Millionen €, von denen 2 Millionen € aus KIF-
Mitteln und 2 Millionen € aus allgemeinen Haushaltsmitteln stammten, für Re -
paraturmaßnahmen, beispielsweise um einen Einbruch von Gebäuden zu verhin-
dern, vorgesehen. 

Ende Februar 2010 solle ein Bericht vorgelegt werden, aus dem hervorgehe, ob
die bisher eingeleiteten Maßnahmen die Quellungen in der Stadt Staufen zum
Stoppen gebracht hätten. Wenn die Sicherheit über ein Stopp der Quellungen
bestehe, könne überlegt werden, welche Maßnahmen zur Beseitigung der Ge -
samt schäden eingeleitet würden und welche finanzielle Unterstützung hierfür
gegeben werden könne.

3 Millionen € aus dem Titel 883 01 N seien für den Bau einer Parkhalle auf dem
Feldberg vorgesehen.

Der Finanzminister betont, in dem Titel 883 01 N werde kein Programm all -
gemeiner Natur etatisiert, woraus Kommunen in bestimmten Situationen eine 
An spruchsberechtigung ableiten könnten. Vielmehr solle der außergewöhnlichen
Situ ation in der Stadt Staufen Rechnung getragen werden, die in ihren Folgen
noch nicht abschließend beurteilt werden könne. Auch die kommunalen Lan-
desverbände teilten diese Einschätzung und hätten dieser Maßnahme zugestimmt.

Der Abgeordnete der Fraktion der SPD merkt an, es bestehe ein großer Verwen-
dungsunterschied beim Einsatz der Mittel für Landeshilfen an die Stadt Staufen
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einerseits und die Errichtung eines Parkhauses auf dem Feldberg andererseits. Er
sehe die Gefahr, dass mit dem neu einzurichtenden Titel ein „neuer Topf für aller-
lei Maßnahmen“ geschaffen werde, mit dem die Landesregierung auch beliebig
andere Maßnahmen finanzieren könne. 

Wenn als Verwendungszweck der veranschlagten Mittel die Begrenzung und Be-
seitigung der Schäden von Geothermiebohrungen festgelegt würde, wäre es lo-
gisch, auch andere betroffene Kommunen einzubeziehen. 

Er bitte um Auskunft, ob der neu einzurichtende Haushaltstitel ausschließlich der
einmaligen Finanzierung der beiden genannten Vorhaben diene.

Der Wirtschaftsminister bestätigt dies und fügt an, es handle sich um die Etati -
sierung einer einmaligen Maßnahme, die nicht fortgeführt werden solle. 

Eine Abgeordnete der Fraktion GRÜNE äußert, sie sei sehr erstaunt, dass nur eine
der beiden vom Wirtschaftsminister genannten Maßnahmen in den Erläuterungen
zu Titel 883 01 N genannt sei, nämlich die Landeshilfen für Sanierungsarbeiten in
der Stadt Staufen, mit denen sich alle Fraktionen angesichts der dramatischen Si -
tuation der Stadt Staufen solidarisch erklärten, während die Finanzierung der
Errichtung eines Parkhauses auf dem Feldberg in Höhe von 3 Millionen €, die
von der Fraktion GRÜNE wegen der schlechten Kosten-Nutzen-Relation und aus
vielen anderen Gründen für nicht akzeptabel gehalten und von vielen Verbänden
kritisiert werde, in der Erläuterung gar nicht erwähnt werde.

Der Wirtschaftsminister erwidert, das Projekt der Errichtung eines Parkhauses auf
dem Feldberg sei deswegen nicht in der Erläuterung erwähnt, weil der Zeitraum
zwischen der Entscheidung für die Realisierung des Projekts und dem Redak -
tions schluss für den Haushaltsentwurf zu kurz gewesen sei, um dies aufzuneh -
men. 

Eine Abgeordnete der Fraktion der CDU hebt hervor, Skitourismus am Feldberg
sei für die dortige Region sehr wichtig. Allerdings entstehe derzeit bei einem 
hohen Aufkommen an Skitouristen am Feldberg ein Verkehrschaos, das beseitigt
werden müsse. Die dortigen Gemeinden seien jedoch zu klein, um diese Maß-
nahme allein schultern zu können.

Ein Abgeordneter der Fraktion GRÜNE bringt vor, in der Begründung des Titels
sollten alle zu finanzierenden Maßnahmen aufgeführt werden. 

Er halte es für „ziemlich frech“, die Bereiche Freizeit und Katastrophenhilfe in
einen gemeinsamen Titel aufzunehmen.

Eine Abgeordnete der Fraktion der SPD bemerkt, angesichts der Darstellung des
Wirtschaftsministers, das Projekt der Errichtung eines Parkhauses auf dem Feld-
berg habe aus zeitlichen Gründen nicht mehr in die Begründung des Titels auf -
genommen werden können, stelle sich die Frage, ob ursprünglich eine Landes -
hilfe an die Stadt Staufen in Höhe von 7 Millionen € vorgesehen gewesen sei und
mit der Aufnahme des Projekts am Feldberg eine Verteilung der Mittel auf zwei
Maßnahmen stattgefunden habe. 

Der Wirtschaftsminister erklärt, von vornherein sei vorgesehen gewesen, der
Stadt Staufen zur Verbesserung der kommunalen Infrastruktur 4 Millionen € zur
Verfügung zu stellen. Weitere 3 Millionen € seien für das Projekt einer Parkhalle
auf dem Feldberg hinzugekommen.

Der Finanzminister betont, das Projekt am Feldberg sei eine strukturpolitische
Maßnahme, die für die Region Schwarzwald, deren Wirtschaftsstruktur in hohem
Maße mit dem Tourismus verbunden sei, sehr wichtig sei, und sollte daher nicht
als „Freizeitmaßnahme“ abgetan werden. Im Übrigen habe sich die Bevölkerung
in der betroffenen Region in einem Bürgerentscheid eindeutig für dieses Projekt
ausgesprochen.

Kapitel 0702 mehrheitlich genehmigt.

Kapitel 0707 
Wirtschaftspolitik und Außenwirtschaft

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD bringt vor, den produktorientierten Infor-
mationen vor dem Kapitel 0707 sei zu entnehmen, dass bei dem Fachprodukt
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„Beitrag zur Entw. bes. DL-Segmente“ das Verhältnis des Förderprogrammvolu-
mens zur Anzahl der Bewilligungen ebenso wie das Förderprogrammvolumen
ins gesamt im Jahr 2008 466 000 € betragen habe. Damit sei diese Verhältniszahl
wenig aussagekräftig. Er vermute, dass im Jahr 2008 eine einzige Bewilligung
stattgefunden habe, und zwar an die Mittelständische Beteiligungsgesellschaft in
Höhe von 466 000 €. Interessant wäre, zu erfahren, wie viele Unternehmensgrün-
der oder Betriebsübernehmer aus den bewilligten Mitteln gefördert worden seien.

Der Wirtschaftsminister bestätigt, die Mittelbewilligung von 466 000 € beziehe
sich auf die Mittelständische Beteiligungsgesellschaft. 

Er weist darauf hin, die Anzahl der geförderten Existenzgründungen, der geför -
derten Unternehmensnachfolgen und der geförderten Unternehmensbeteiligungen
seien als Messgrößen in den produktorientierten Informationen aufgeführt. 

Der Abgeordnete der Fraktion der SPD merkt an, wenn die Anzahl der Bewilli-
gungen auch künftig 1 betrage, sei das Verhältnis des Förderprogrammvolumens
zur Anzahl der Bewilligungen nicht aussagekräftig.

Der Vorsitzende gibt zu überlegen, die entsprechende Messgröße künftig zu
streichen oder einen Querverweis anzubringen.

Eine Abgeordnete der Fraktion der FDP/DVP schlägt vor, das Förderprogramm -
volumen ins Verhältnis zur Anzahl der geförderten Existenzgründungen, Unter -
nehmensnachfolgen und Unternehmensbeteiligungen zu setzen.

Ein anderer Abgeordneter der Fraktion der SPD trägt zu dem Antrag 07/1 vor,
selbst die Befürworter von Public Private Partnership könnten feststellen, dass die
Öffentlichkeitsarbeit im Bereich PPP keine Staatsaufgabe sei. Es gebe wohl -
organisierte Gruppen in der Wirtschaft, die die Interessenten mit Informationen
zu PPP versorgten. Jedem, der in diesem Bereich tätig sein wolle, seien die
notwendigen Informationen zugänglich. Aus Steuergeldern finanzierte Informa-
tionskampagnen des Staates, die vielleicht vor zehn Jahren noch sinnvoll gewesen
seien, seien heutzutage nicht mehr erforderlich.

Eine Abgeordnete der Fraktion GRÜNE bemerkt, da es mittlerweile genügend In-
formationen, auch Veröffentlichungen vonseiten des Wirtschaftsministeriums, zu
PPP gebe, stimmte die Fraktion GRÜNE dem Antrag 07/1 zu, wenngleich sie die
grundsätzliche inhaltliche Kritik in der Begründung des Antrags nicht teilten. Die
Geeignetheit von PPP-Projekten müsse in jedem Einzelfall beurteilt werden. Im
Vorfeld der Maßnahmen müsse deren Effizienz richtig eingeschätzt werden. Hier-
auf habe auch der Rechnungshof zu Recht hingewiesen.

Der Antrag 07/1 wird mehrheitlich abgelehnt.

Der zuletzt zu Wort gekommene Abgeordnete der Fraktion der SPD bemerkt zu
dem Antrag Drucksache 07/2, die baden-württembergischen Unternehmen seien
über den demografischen Wandel gut informiert. Hierzu bedürfe es keiner Infor-
mationskampagnen des Wirtschaftsministeriums.

Eine Abgeordnete der Fraktion der CDU führt aus, in den angesprochenen Ver-
anstaltungen zum Thema „Wirtschaft und Demografie“ solle nicht lediglich dar -
über informiert werden, dass ein demografischer Wandel bevorstehe. Vielmehr
gehe es darum, Maßnahmen abzuleiten, um dem demografischen Wandel in der
Berufs- und Arbeitswelt zu begegnen, z. B. durch die Qualifizierung von Arbeits -
kräften, die Steigerung der Erwerbsbeteiligung von Frauen, älteren Menschen und
Migranten usw. 

Der Abgeordnete der Fraktion der SPD erwidert, mit 175 000 € könnten keine
Maßnahmen gegen den demografischen Wandel ergriffen werden.

Die Abgeordnete der Fraktion GRÜNE äußert, ihre Fraktion werde dem Antrag
07/2 nicht zustimmen. Nach Ansicht der Fraktion GRÜNE gebe es in dem kom-
plexen und herausfordernden Thema des demografischen Wandels noch ein
großes Informationspotenzial bei den Unternehmen, etwa über eine altersgerechte
Personalentwicklung und über Gesundheitsmanagement im betrieblichen Alltag.

Der Antrag 07/2 wird mehrheitlich abgelehnt.
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Der Abgeordnete der Fraktion der SPD trägt die Begründung des Antrags 07/3
vor und betont, die SPD-Fraktion halte die Außenwirtschaftspolitik für eine sehr
wichtige Aufgabe und wolle daher auch keine Mittel in diesem Bereich streichen.
Der beantragte Sperrvermerk solle dazu dienen, dass dem Landtag zuerst ein
schlüssiges Außenwirtschaftskonzept vorgelegt werde, bevor die restlichen Mittel
freigegeben würden. 

Die Abgeordnete der Fraktion der FDP/DVP äußert, sie halte den Antrag auf
einen Sperrvermerk für eine „Beschäftigungstherapie“ für den Finanzausschuss
bzw. den Landtag. Die Regierungsfraktionen seien sicher, dass die Mittel im
vorgesehenen Umfang benötigt würden, und wollten daher den entsprechenden
Mittelansatz heute beschließen.

Die Abgeordnete der Fraktion GRÜNE bemerkt, ihre Fraktion hätte die Außen-
wirtschaftsförderpolitik der Landesregierung stets kritisch beobachtet und seien in
der Vergangenheit in dem einen oder anderen Fall, z. B. im Hinblick auf inlän -
dische Messen, mit der Mittelverwendung nicht einverstanden gewesen. Die
Fraktion GRÜNE stimme daher dem Antrag 07/3 zu.

Die Abgeordnete der Fraktion der CDU führt aus, ein Vertreter von Baden-Würt-
temberg International habe in einer Sitzung des Wirtschaftsausschusses im De -
zember 2009 über die Cluster und Schwerpunktbereiche baden-württembergi -
scher Firmen im Ausland berichtet. Die Mittel zur Außenwirtschaftsförderung
würden gerade zur Erschließung von Wachstumsmärkten im Ausland genutzt, auf
denen die baden-württembergischen Firmen einen gewissen Vorteil hätten, z. B.
im Bereich der erneuerbaren Energien, der Energieeffizienz und der Umwelttech-
nologie. Hieran seien ein klares Konzept und eine klare Strategie in der Außen-
wirtschaftspolitik erkennbar.

Der Antrag 07/3 wird mehrheitlich abgelehnt.

Jeweils mehrheitlich stimmt der Ausschuss den Ziffern 1 und 2 des
Antrags 07/13 zu.

Der Vorsitzende ruft die Anträge 07/23 und 07/4 sowie Ziffer 3 des Antrags 07/13
auf.

Die Abgeordnete der Fraktion GRÜNE hält fest, die Fraktionen seien überein-
stimmend der Ansicht, dass die entwicklungspolitische Bildungsarbeit auch zu -
künftig über den Landeshaushalt gefördert werden sollte. Hierfür sei eine ver -
nünf tige Mittelausstattung notwendig. 

Die Fraktion GRÜNE begehrte in dem Antrag 07/23 die Einstellung von 505 000 €
für 2010 und 530 000 € für 2011 zur Umsetzung von Maßnahmen der Entwick-
lungszusammenarbeit. Finanziert werden sollten dadurch u. a. Maßnahmen der
entwicklungspolitischen Bildungsarbeit sowie die Messe „FAIR HANDELN“, für
die der Ministerpräsident die Schirmherrschaft übernommen habe. Sie bitte hierzu
um Zustimmung.

Der Abgeordnete der Fraktion der SPD zeigt sich erfreut, dass die Bereitstellung
von Mitteln für Maßnahmen der Entwicklungszusammenarbeit von allen Fraktio-
nen begrüßt werde und signalisiert Zustimmung zu dem Antrag 07/23. 

Er merkt an, sollte der Antrag 07/23 nicht angenommen werden, werde die Frak-
tion der SPD den Antrag 07/4 zur Abstimmung stellen, der ein geringeres Zu -
schuss volumen vorsehe.

Der Wirtschaftsminister hebt hervor, auch er sei der Ansicht, dass die Messe
„FAIR HANDELN“ unterstützt werden sollte. 

Das Wirtschaftsministerium, das in enger Absprache mit der Stiftung Entwick-
lungs-Zusammenarbeit Baden-Württemberg die Konzeption erstellt und durchge -
rechnet habe, sei zu dem Ergebnis gekommen, dass die in Ziffer 3 des Antrags
07/13 beantragte Mittelausstattung ausreichend sei, um diese Messe erfolgreich
durchzuführen.

Ein Abgeordneter der Fraktion GRÜNE wirft die Frage auf, warum der errechnete
Mittelbedarf nicht bereits im Haushalt etatisiert sei.
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Die Anträge 07/23 und 07/4 werden in getrennter Abstimmung
jeweils mehrheitlich abgelehnt.

Einstimmig stimmt der Ausschuss Ziffer 3 des Antrags 07/13 zu.

Mehrheitlich stimmt der Ausschuss Ziffer 4 des Antrags 07/13 zu.

Der Abgeordnete der Fraktion der SPD führt zu dem Entschließungsantrag 07/5
aus, die aktuelle Wirtschaftskrise sei mit besonderen Herausforderungen für Baden-
Württemberg verbunden, denen das Land mit einem zielgerichteten und treff-
sicheren Instrumentarium begegnen sollte.

Das beantragte Maßnahmenpaket umfasse die unverzügliche Umsetzung des Par-
lamentsbeschlusses zur Einsetzung eines Kreditmediators, die Einrichtung eines
Baden-Württemberg-Fonds bei der L-Bank zur Stärkung der Eigenkapitalbasis
der baden-württembergischen Unternehmen sowie die Auflegung einer durch das
Land und die Landesbank besicherten Mittelstandsanleihe zur Kapitalversorgung
von kleinen und mittleren Betrieben. 

Die Abgeordnete der Fraktion der CDU äußert, angesichts der zugesagten Einset-
zung eines Kreditmediators durch das Wirtschaftsministerium betrachte sie die
Forderung in Ziffer 1 des Entschließungsantrags als erledigt. 

Hinsichtlich der Forderung nach Auflegung eines Baden-Württemberg-Fonds ver-
weise sie auf den bei der KfW angesiedelten Deutschlandfonds, dessen Mittel -
volumen für stille Beteiligungen erst zu 10 % abgerufen sei. Insofern sehe sie zum
jetzigen Zeitpunkt keinen Handlungsbedarf. Auch mache die Kreditsituation im
Mittelstand eine Umsetzung der geforderten Maßnahmen zum jetzigen Zeitpunkt
nicht erforderlich.

Die Abgeordnete der Fraktion GRÜNE bemerkt, ihre Fraktion teile die in dem
Entschließungsantrag 07/5 zum Ausdruck gebrachte Sorge, dass sich die Situation
in der Kreditversorgung des Mittelstands zu einem Problem ausgewachsen habe
und ein Ende dieser schwierigen Entwicklung noch nicht in Sicht sei. Die Frak-
tion GRÜNE hätte jedoch in Plenar- und Ausschussberatungen mehrfach zum
Ausdruck gebracht, dass sie den Einsatz der von der SPD-Fraktion vorgeschlage-
nen Instrumente nicht befürworteten. Daher finde der Entschließungsantrag nicht
die Zustimmung ihrer Fraktion.

Der eingangs der Beratung des Kap. 0707 zu Wort gekommene Abgeordnete der
Fraktion der SPD bringt vor, ihn wundere, dass vonseiten der CDU nochmals die
„alte Leier“ vorgetragen werde. Denn der CDU-Fraktionsvorsitzende und desig-
nierte Ministerpräsident habe am Vortag gegenüber der Presse sowie in einem
Spitzengespräch mit Vertretern von Wirtschaft und Gewerkschaften anders argu-
mentiert und sich Vorschlägen, wie sie auch in dem Entschließungsantrag enthal-
ten seien, geöffnet. Die CDU-Abgeordneten sollten sich am aktuellen Stand der
Diskussion orientieren und dem Entschließungsantrag zustimmen.

Das Wirtschaftsministerium bitte er, den Stand der Umsetzung des Parlaments-
beschlusses zur Einsetzung eines Kreditmediators zu referieren. Vor allem inte -
ressiere ihn, wer mit dieser Aufgabe betraut werde und wo die Stelle angesiedelt
sei.

Der Wirtschaftsminister legt dar, Kreditpolitik, insbesondere für den Mittelstand,
gehöre nicht erst seit der Beschlussfassung des Landtags zur Einsetzung eines
Kreditmediators, sondern schon seit langer Zeit und aufgrund der wirtschaftlichen
Situation seit einem Jahr in verstärktem Maße zum Tagesgeschäft des Ministeri-
ums.

Schon vor Jahren sei im Wirtschaftsministerium eine Taskforce eingeführt wor-
den, um bei dringlichem Kreditbedarf von Firmen möglichst schnell Kontakte
herstellen und auf die Banken zugehen zu können und möglichst schnell über die
LBBW, die L-Bank oder die Bürgschaftsbank die notwendigen Maßnahmen ein -
zuleiten.

Das zuständige Fachreferat im Wirtschaftsministerium sei in der Vergangenheit
aufgestockt worden. Er hielte es für töricht, das dort vorhandene Fachwissen bei
der Neugestaltung im Hinblick auf die Einführung des Kreditmediators außen vor
zu lassen. Daher sei entschieden worden, das Fachreferat sowie die genannte
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Taskforce zu bündeln und dem Staatssekretär im Wirtschaftsministerium als poli-
tischer Spitze in diesem Bereich die Verantwortung als Kreditmediator zu über-
tragen. Auf diese Weise könne durch kurze Wege das vorhandene Fachwissen
noch besser genutzt werden, ohne zusätzliche finanzielle Anstrengungen unter -
nehmen zu müssen.

Das Konzept zur Umsetzung des Landtagsbeschlusses zur Einsetzung eines Kredit-
mediators werde in den nächsten Tagen im Einzelnen dargestellt. 

Der Finanzminister trägt vor, in der gegenwärtigen wirtschaftlichen Situation
wäre es nicht hilfreich, Aktionismus an den Tag zu legen. 

In dem erwähnten Gespräch am Vortag sei der Vorschlag von Gewerkschafts ver -
tretern zur Kreditpolitik nach einer inhaltlichen Diskussion abgelehnt worden. Fest-
gestellt werden müsse, dass bei der Kreditvergabe eine kritische Prüfung jedes
einzelnen Falles unentbehrlich sei. Die Politik könne hier nur vermittelnd tätig sein.
Nach spezifischer Betrachtung des Einzelfalles könne die Politik vielleicht ein
erneutes Gespräch zwischen Banken und Kreditsuchendem anregen. 

Darauf hinzuweisen sei, dass kein anderes Bundesland über eine solch breit an-
gelegte Bürgschaftskulisse wie Baden-Württemberg mit der Bürgschaftsbank und
der L-Bank verfüge. Dieses Instrumentarium, das gerade bei Firmen zum Einsatz
komme, die nach erfolgter Prüfung Kreditversorgungsschwierigkeiten hätten,
werde in keinem anderen Bundesland so intensiv genutzt wie in Baden-Württem-
berg.

Im Hinblick auf die beantragte Einrichtung eines Beteiligungsfonds sei darauf
hinzuweisen, dass sich Investoren nur dann an der Finanzierung beteiligten, wenn
sie sich eine angemessene Rendite versprächen.

Ein Kreditmediator sei auch auf Bundesebene angesiedelt. Dieser erfahre aber
nicht allseits positive Resonanz. Wichtig sei ein guter Kontakt der Unternehmen
zu den Banken. Es habe sich erwiesen, dass diejenigen Unternehmen, die in der
Vergangenheit den stetigen Kontakt zur Hausbank gepflegt und nicht häufig den
Kreditgeber gewechselt hätten, nun im Vorteil seien.

Einen wesentlich höheren Einfluss auf die Kreditvergabe als die hier diskutierten
Maßnahmen habe möglicherweise die Eigenkapitalsituation der Banken. Daher
sei das Augenmerk der Landesregierung derzeit sehr stark auf die Neugestaltung
der Eigenkapitalanforderungen im Rahmen von Basel III gerichtet.

Der zweite sich bei der Beratung des Kap. 0707 zu Wort gemeldete Abgeordnete
der Fraktion der SPD merkt an, in der Argumentation der Landesregierung
komme zum Ausdruck, dass diese keinen Kreditmediator wolle. Mit der Übertra-
gung der Aufgaben des Kreditmediators an den Staatssekretär im Wirtschafts -
minis terium zur Umsetzung des Parlamentsbeschlusses werde eine „Nullpolitik“
betrieben. Wenn die Landesregierung den Kreditmediator für kein gutes Instru-
ment halte, stehe dies im Widerspruch zu der Auffassung der Bundeskanzlerin. 

Der Wirtschaftsminister hebt hervor, es sei unstreitig, dass in der gegenwärtigen
wirtschaftlichen Situation Beteiligungskapital zur Verfügung gestellt werden
müsse. Hierzu sei es aber nicht notwendig, einen zusätzlichen Beteiligungsfonds
ins Leben zu rufen, weil nachweislich an verschiedenen Stellen im Land Betei -
ligungskapital in Höhe von derzeit insgesamt rund 1 Milliarde € zur Verfügung
stehe. Dieses Kapital könne, beispielsweise über den Weg von stillen Beteiligun-
gen, zur Verbesserung der Eigenkapitalbasis von Unternehmen genutzt werden. 

Erst vor wenigen Wochen sei die Höhe des Beteiligungskapitals der L-Bank
nochmals aufgestockt worden. Ferner bestünden über die LBBW und die Mittel-
ständische Beteiligungsgesellschaft Möglichkeiten für stille Beteiligungen, sodass
insgesamt genügend Beteiligungskapital im Land Baden-Württemberg vorhanden
sei.

Mehrheitlich lehnt der Ausschuss den Entschließungsantrag 07/5
ab.

Kapitel 0707 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge -
neh migt.
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Kapitel 0708
Innovation und Technologietransfer

Eine Abgeordnete der Fraktion GRÜNE führt zum Antrag 07/14 aus, ihre Frak-
tion habe bereits bei vergangenen Haushaltsberatungen die Ansicht vertreten, dass
das Design Center Stuttgart keine staatliche Kernaufgabe sei. Diese Ansicht habe
die Fraktion GRÜNE nach wie vor. Angesichts der angespannten Haushaltslage
sollten die Mittel eher gekürzt als erhöht werden. Ihre Fraktion werde den Antrag
ablehnen.

Der Ausschuss stimmt dem Antrag 07/14 mehrheitlich zu.

Die Abgeordnete der Fraktion GRÜNE äußert, ihre Fraktion werde dem Antrag
07/15 zustimmen. Allerdings stelle dies das übliche Verfahren dar, das sie für un-
nötig erachte: Auf der einen Seite gebe es eine Kürzung, die durch die Haus -
haltsstrukturkommission vorgeschlagen worden sei, und auf der anderen Seite
gebe es den Antrag der Regierungsfraktionen, der die Kürzungen teilweise wieder
rückgängig mache. 

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD merkt an, seine Fraktion werde sich ent -
halten. Die Zielsetzung teile seine Fraktion, aber für diese Zielsetzung habe seine
Fraktion eine eigene Strategie entwickelt, die im Einzelplan 12 unter dem Stich-
wort „Forschungshäuser“ behandelt werde.

Dem Antrag 07/15 wird bei einigen Enthaltungen zugestimmt.

Kapitel 0708 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge -
nehmigt.

Kapitel 0710
Mittelstandsförderung

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD bringt vor, der Antrag 07/16 verwundere
ihn, weil offensichtlich die Regierung selbst eingesehen habe, dass Zuschüsse für
örtliche Leistungsschauen, die im letzten Haushalt neu eingeführt worden seien,
unnötig seien. Seine Fraktion werde den Antrag ablehnen. 

Er fragt, wie das Ist des Titels 683 71A für das Jahr 2009 aussehe, wie viele Leis-
tungsschauen mit diesen Mitteln gefördert worden seien und mit wie viel Geld.

Ein Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP entgegnet, er habe kein Argument
dafür gehört, dass die Zuschüsse für örtliche Leistungsschauen überflüssig seien.
Seine Fraktion halte dies für eine sinnvolle Form der Wirtschaftsförderung. Nach
seinem Kenntnisstand habe es über 70 Anträge gegeben.

Der Wirtschaftsminister antwortet, 135 Leistungsschauen seien pro Jahr gefördert
worden.

Der Abgeordnete der Fraktion der SPD erwidert, die Leistungsschauen fänden
auch ohne Zuschüsse durch das Wirtschaftsministerium statt. Der limitierende
Faktor seien nicht die Mittel, sondern das Engagement der betroffenen Gewerbe-
treibenden. Denn diese Leistungsschauen stellten für diese sowohl personell als
auch finanziell und im Hinblick auf die Vorbereitung einen sehr großen Aufwand
dar. Ob ein Zuschuss ausschlaggebend für das Abhalten einer Leistungsschau sei,
stelle er infrage. Offensichtlich habe das Wirtschaftsministerium diese Zuschüsse
nicht für so wichtig erachtet, sonst hätte es die Mittel nicht auf null Euro gestellt. 

Ein weiterer Abgeordneter der Fraktion der SPD fragt, warum das Wirtschafts -
ministerium diesen Titel ursprünglich herausgenommen habe.

Eine Abgeordnete der Fraktion der FDP/DVP legt dar, weil Leistungsschauen
einen sehr großen Aufwand darstellten und für die Gewerbevereine, die diese
Leistungsschauen in der Regel veranstalteten, auch Kosten entstehen, seien diese
Zuschüsse ein Mittel, um mehr Leistungsschauen stattfinden lassen zu können, da
die Ehrenamtlichen eher motiviert werden, solche zu unternehmen.

Dass der Titel auf null Euro gesetzt worden sei, könne sie ebenfalls erklären. Die
Mittel seien beim letzten Mal durch Fraktionsmittel aufgenommen worden. Aus
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Fraktionsmitteln entstandene Beträge verfielen, weil sie nur für das Jahr gedacht
seien, für die sie eingebracht worden seien. Die Zuschüsse für örtliche Leis-
tungsschauen halte ihre Fraktion für wichtig. Deshalb sei dieser Antrag einge-
bracht worden.

Der Vorsitzende stellt klar, dass Fraktionsmittel im Einzelplan 01 veranschlagt
seien. Die von der Abgeordneten der Fraktion der FDP/DVP gemeinten Mittel
seien aufgrund von Änderungsanträgen eingestellt worden, die die Regierungs-
fraktionen gestellt hätten.

Ein Abgeordneter der Fraktion GRÜNE will wissen, ob die 135 Leistungsschauen
nur zustande gekommen seien, weil es Zuschüsse durch das Land gegeben habe,
denn solche Größenordnungen seien lediglich Mitnahmeeffekte.

Der Wirtschaftsminister antwortet, er habe großes Interesse daran, dass es nicht
nur Landesmessen und Regionalmessen gebe, sondern dass die Gewerbevereine
vor Ort auch in Zukunft im Hinblick auf Leistungsschauen aktiv seien. Von 
den 135 Leistungsschauen hätten 74 Sonderschauen zum Thema „Regenerative
Energien“ stattgefunden. Zuschüsse für örtliche Leistungsschauen könnten einen
Beitrag dazu leisten, um solche Leistungsschauen zu ermöglichen.

Der Abgeordnete der Fraktion GRÜNE entgegnet, er werde diesem seiner Mei -
nung nach ordnungspolitisch unsinnigen Antrag nicht zustimmen, auch wenn der
Minister grüne Argumente vorbrächte.

Eine Abgeordnete der Fraktion der SPD fragt, wenn das Wirtschaftsministerium
diese Zuschüsse für örtliche Leistungsschauen für so wichtig erachte, warum habe
es dann selbst keinerlei Mittel in den Haushalt eingestellt. Zudem wolle sie wissen,
wie der Ablauf gestaltet sei und wie sich dies mit dem Bürokratieabbau vertrage.

Ein Vertreter des Wirtschaftsministeriums erläutert, das Verfahren sei sehr ein-
fach und schlank.

Ein anderer Vertreter des Wirtschaftsministeriums ergänzt, die Förderung von
Leistungsschauen habe das Wirtschaftsministerium vom Landesgewerbeamt über-
nommen. Dies sei eine Pauschalsumme von 1 500 € pro Leistungsschau. Wenn es
sich um eine halbtägige Veranstaltung handle, gebe es 750 €. Diese Anträge bear-
beite eine Sachbearbeiterin. Dem einseitigen Antrag müssten einige Belege ange-
fügt werden.

Eine Abgeordnete der Fraktion GRÜNE fragt nach, ob es eine ganze Sachbear-
beiterstelle für die Bearbeitung von Anträgen für Zuschüsse für Leistungsschauen
gebe.

Der zuvor zu Wort gekommene Vertreter des Wirtschaftsministeriums antwortet,
diese Sachbearbeiterin bearbeite mit ungefähr 10 % ihrer Arbeitskraft diese An -
träge für Zuschüsse für Leistungsschauen.

Der Antrag 07/16 wird mehrheitlich angenommen.

Der Antrag 07/6 wird mehrheitlich abgelehnt.

Der Antrag 07/17 wird einstimmig angenommen.

Die Abgeordnete der Fraktion GRÜNE verweist auf den Antrag Drucksache
14/1885 und führt zum Antrag 07/24 aus, die Menschen im Land sollten dazu 
motiviert werden, ein Unternehmen zu gründen. Ein Punkt auf dem Weg dazu sei
die Beratung, die vom Land gefördert werde. Die Fraktion GRÜNE fordere
weniger Anbieter von Beratungen. Den angehenden Unternehmensgründern soll-
ten Beratungsgutscheine an die Hand gegeben werden, mit denen sie bei vom
Land akkreditierten Beratungsstellen Beratung in Anspruch nehmen könnten. 

Über die Beratungsleistungen habe es im Jahr 2007 eine Evaluation gegeben.
Damals seien die Innovationsgutscheine von den Regierungsfraktionen als inno -
vativ begrüßt worden. Die Fraktion GRÜNE sei der Ansicht, dass die Systematik
bei der Gründungsberatung geändert werden solle und nachfrageorientiert gestal-
tet werden müsse.

Eine Abgeordnete der Fraktion der CDU entgegnet, die Entscheidung darüber, ein
Unternehmen zu gründen, hänge nicht vom Verfahren ab, wie Gründungsbera -
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tung durchgeführt werde. Sie sei der Meinung, dass andere Argumente entschei-
dend seien, damit ein Unternehmen gegründet werde.

Die Abgeordnete der Fraktion der FDP/DVP möchte von der Abgeordneten der
Fraktion GRÜNE wissen, wie viel Personal benötigt werde, um den Gutschein
abzuwickeln. Sie führt aus, Existenzgründungsberatung habe in Baden-Württem-
berg seit Jahrzehnten einen hervorragenden Stand. Jeder, der daran interessiert
sei, ein Unternehmen zu gründen, solle so viel Mut aufbringen können, um sich
an eine solche Stelle zu wenden, die vielfältig auffindbar seien. Gutscheine seien
unnötig.

Ein weiterer Abgeordneter der Fraktion der SPD äußert, die Existenzgründungs-
beratung sei vielfach nicht besonders gut. Dies sei an den schlechten Zahlen
erkennbar. In diesem Bereich gebe es Handlungsbedarf, eine bessere Konzeption
werde benötigt. Ob der Vorschlag der Fraktion GRÜNE eine bessere Konzeption
darstelle, lasse sich im Vornhinein nicht feststellen. Den Titel 686 71 – Zuschüsse
zur Unternehmensberatung – wegfallen zu lassen, halte er für problematisch.
Seine Fraktion werde dem Antrag nicht zustimmen, sondern sich der Stimme ent -
halten.

Die Abgeordnete der Fraktion GRÜNE teilt mit, dass in der Drucksache 14/1885
der Vorschlag von Gründungsberatungsgutscheinen ein einzelner Baustein sei,
um die Beratungsleistungen für Existenzgründer zu verbessern. In diesem Antrag
Drucksache 14/1885 seien viele Vorschläge aufgelistet, die ihrer Meinung dazu
beitragen könnten, die Gründungsaktivitäten im Land zu befördern. Das Minis-
terium habe in der Stellungnahme zu diesem Antrag Drucksache 14/1885 ausge-
führt, dass es sinnvoll sein könne, vorhandene Strukturen zu überprüfen.

Der Antrag 07/24 wird mehrheitlich abgelehnt.

Der Antrag 07/18 wird einstimmig angenommen.

Der zuletzt zu Wort gekommene Abgeordnete der Fraktion der SPD verweist auf
seine Ausführungen zum Antrag 07/5 und gibt die Begründung des Antrags 07/7
in eigenen Worten wieder.

Der Abgeordnete der Fraktion GRÜNE bringt vor, seine Fraktion habe ebenfalls
Kritik an der Tourismus-Marketing GmbH Baden-Württemberg. Seine Fraktion
werde dem Antrag 07/7 zustimmen.

Der Antrag 07/7 wird mehrheitlich abgelehnt.

Die Abgeordnete der Fraktion GRÜNE trägt die Begründung zum Antrag 07/25
vor.

Der Abgeordnete der Fraktion der SPD führt aus, bei dem geplanten „Automobil-
sommer 2011“ gebe es Kalamitäten. Das Gedenken an das 125-jährige Bestehen
des Automobils sei sinnvoll. Derzeit befinde sich das Land in einer Phase, in der
sich das Automobil neu erfinden müsse. Einen Automobilsommer zu veranstal-
ten, um insbesondere die Elektromobilität, andere neue Antriebe und Innovatio-
nen darzustellen, auf die sich die Automobilindustrie gerade in Baden-Württem-
berg massiv einstelle, und dass sich das Land daran beteiligen wolle, halte er für
nicht schlecht. Allerdings sei diese Maßnahme ziemlich stümperhaft angegangen
worden, denn inzwischen zögen sich reihenweise Kooperationspartner zurück.
Sogar die Stadt Stuttgart wolle offensichtlich aus diesem Projekt aussteigen. Da-
her falle es schwer, für diese Maßnahme Steuergelder einsetzen zu wollen.

Ihm stelle sich die Frage, ob aus den bisher schlechten Planungen Besseres her-
vorgehen könne.

Der eingangs der Beratung zu Kap. 0710 zu Wort gekommene Abgeordnete der
Fraktion der SPD weist darauf hin, dass dieser Titel 892 73 – Zuschüsse für In-
vestitionen an private Unternehmen – pro Jahr 400 000 € umfasse. In der Er-
läuterung dazu stehe, dass diese Mittel für Maßnahmen mit hohem touristischen
Nutzen, u. a. für den „Automobilsommer 2011“ geplant seien. Er wolle wissen,
wie viele Mittel von diesen 400 000 € pro Jahr allein für den Automobilsommer
geplant seien und welche weiteren Maßnahmen mit diesem Titel gefördert wür-
den.
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Der Wirtschaftsminister erläutert, der „Automobilsommer 2011“ finde nicht nur
im Hinblick auf das 125-jährige Bestehen des Automobils statt, sondern auch, um
die Zukunft des Automobils zu beleuchten.

Dafür würden Mittel benötigt. Diese Veranstaltung könne nicht allein mit Mitteln
aus dem Haushalt bestritten werden. Das Ministerium werbe für diesen Auto -
mobilsommer und suche Sponsoren, mit denen eine sehr gute Veranstaltung
durchgeführt werden könne. Die in Titel 892 73 festgesetzten Mittel in Höhe von
400 000 € stünden für Marketingzwecke zur Verfügung. Die Mittel für Zuschüsse
für Investitionen an private Unternehmen seien von 53 800 € im Jahr 2007 ent -
sprechend erhöht worden.

Das Konzept des Automobilsommers könne im Wirtschaftsausschuss besprochen
werden. Dieses Konzept sei bereits im Tourismusbeirat besprochen und beschlos -
sen worden. Er bedanke sich bei einem Abgeordneten der Fraktion GRÜNE, der
diesem Projekt „Automobilsommer 2011“ zugestimmt habe.

Der sich zuletzt zu Wort gemeldete Abgeordnete der Fraktion der SPD fasst zu -
sammen, dass die Mittel in diesem Titel fast ausschließlich für den „Automo bil -
sommer 2011“ veranschlagt worden seien.

Der Wirtschaftsminister stimmt dem zu.

Der Abgeordnete der Fraktion der SPD fährt fort, bei Veranstaltungen, die mit
Sponsoren durchgeführt werden sollten, habe er immer Bedenken. Beim
Deutschen Haus in Afrika werde derzeit erlebt, wie groß die Gabebereitschaft der
Wirtschaft sei. Er befürchte, dass in Baden-Württemberg, wo die Krise gerade
den Bereich Maschinenbau, Automobil und Automobilzulieferer erfasst habe, die
Bereitschaft von Sponsoren nicht stark ausgeprägt sei.

Auf das Projekt „Automobilsommer 2011“ sei durch Berichte und Vorgänge in
der Stadt Stuttgart ein Schatten geworfen worden. Er wolle wissen, wie viele Mit-
tel das Ministerium aus privater Hand erwarte, wie das Konzept für den „Automo-
bilsommer 2011“ gestaltet sei, wer der Organisator dieses Automobilsommers sei
und wie das Land mit den Vorgängen in der Stadt Stuttgart umgehen wolle.

Der Wirtschaftsminister erwidert, die Steuerung des Projekts „Automobilsommer
2011“ liege in der Hand der TMBW. Zu den angesprochenen Vorgängen in der
Stadt Stuttgart wolle er sich nicht äußern. Allerdings sei bekannt, dass die
Stuttgart Marketing die Aufgabe des Organisators übernommen habe. Die Or -
gani sation sei daher auf einem guten Weg.

Die Abgeordnete der Fraktion GRÜNE äußert ihre Verwunderung, dass beim
„Automobilsommer 2011“ ein Schwerpunkt auf der Elektromobilität liegen solle.
Die „Landesinitiative Elektromobilität“ sei im Einzelplan 12 veranschlagt. Bis-
lang habe sie bei keiner Presseverlautbarung zum Thema Elektromobilität ver-
nommen, dass dieses beim Automobilsommer dargestellt werden solle. Sie könne
sich daher nicht vorstellen, dass beim „Automobilsommer 2011“ ein Schwer-
punkt auf dem Thema Elektromobilität liegen werde.

Der Wirtschaftsminister entgegnet, bei der Landesagentur gehe es um Forschung,
Technik, Entwicklung und Bündelung der Kräfte. Beim Automobilsommer gehe
es darum, dass man neue Technologien live erleben könne.

Der Abgeordnete der Fraktion der SPD äußert, es müsse geklärt werden, wie das
Konzept und die Finanzierung des Automobilsommers geplant sei. Ihn inte -
ressierten auch die Gesamtkosten dieses Projekts. Er beantragt, beim Titel 892 73
einen Sperrvermerk anzubringen, bis eine Konzeption vorliege, in der die Zahlen
dargestellt seien, aus denen hervorgehe, wie viele Mittel das Land aufbringen
müsse und wie viele Mittel von Sponsoren kämen sowie die Gesamtkosten für
dieses Projekt.

Der Wirtschaftsminister entgegnet, das Projekt „Automobilsommer 2011“ sei ein
Projekt der TMBW. Das Wirtschaftsministerium helfe lediglich, indem es über
den Haushalt 400 000 € für Marketingzwecke zur Verfügung stelle. Den finan -
ziellen Umfang des Projekts wolle er jetzt nicht beziffern, sei seien wesentlich
höher als die im Haushalt veranschlagten 400 000 €. Er halte es nicht für sinnvoll,
das Verfahren zu stoppen und in einem Jahr darüber nachzudenken, ob diese Mit-
tel genehmigt werden sollten.
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Die Abgeordnete der Fraktion der CDU teilt mit, der Abgeordnete der Fraktion
der SPD habe viele Gründe dafür genannt, dass der „Automobilsommer 2011“
eine sinnvolle Aktion darstelle. Das Automobil stelle für den Wirtschaftsstandort
Baden-Württemberg eine existenzielle Anlage dar. 125 Jahre Automobil könnten
nicht einfach übergangen werden.

Sie halte es für unsinnig, in den Haushaltsberatungen über jedes Konzept im De-
tail zu diskutieren. Dies führe lediglich zu einer verlängerten Sitzung. Bezüglich
des „Automobilsommers 2011“ seien die Sponsoren vor Ort. Daher sei ein Ver-
gleich mit Afrika nicht sinnvoll. Der „Automobilsommer 2011“ trage seinen Teil
zum Tourismus bei, denn viele Menschen nicht nur aus Baden-Württemberg wür-
den zu diesem Automobilsommer anreisen.

Sie schlägt vor, sich in einer der nächsten Wirtschaftsausschusssitzungen über das
Konzept informieren zu lassen. Dann könnten weitere Anregungen hierzu einge-
bracht werden. 

Der Abgeordnete der Fraktion der SPD erwidert, das Konzept sei nicht überzeu-
gend. Gerade weil die Stadt Stuttgart bezüglich des „Automobilsommers 2011“
schon viele negative Schlagzeilen verursacht habe, müsse darauf geachtet werden,
dass kein schlechtes Licht auf das Land falle. Der Verweis darauf, dass dieses
Projekt ein Projekt der TMBW darstelle, beruhige ihn nicht, denn die Erfahrun-
gen mit der TMBW seien auch nicht die besten.

Zudem erhalte die TMBW auch maßgeblich Mittel vom Land. Nicht jedes Kon -
zept werde im Finanzausschuss diskutiert. Wenn allerdings der Eindruck ent -
stehe, dass ein Projekt unsinnig sei, müssten der Finanzausschuss und das Parla-
ment dies besonders sorgfältig prüfen. Denn sonst zeige später der Rechnungs -
hof auf, was alles schiefgelaufen sei. Dann seien die Mittel allerdings schon aus-
gegeben.

Dies sei schon häufig erlebt worden, gerade bei Projekten, die von der TMBW
ausgegangen seien. Er halte Vorsicht für geboten, da das Konzept noch nicht 
stehe. Er plädiere weiterhin dafür, einen Sperrvermerk für den Titel 892 73 an -
zubringen. Dann könne das Konzept vorgelegt und die Mittel rechtzeitig frei -
gegeben werden. Ein solches Verfahren sei auch bei anderen zweifelhaften
Vorgängen Standard. Der Sperrvermerk bedeute nicht, dass die Mittel gestrichen
würden.

Die Abgeordnete der Fraktion GRÜNE führt aus, viele Fragen seien gestellt wor-
den. Sie weise darauf hin, dass die Landesregierung deutlich Werbung für den
„Automobilsommer 2011“ mache. Daher könne sie nicht ganz nachvollziehen,
dass der „Automobilsommer 2011“ ein Projekt der TMBW darstelle. Der „Auto-
mobilsommer 2011“ sei immer mit Tourismusgründen belegt worden.

Der Antrag 07/25 wird mehrheitlich abgelehnt.

Der mündlich gestellte Antrag des Abgeordneten der Fraktion der
SPD auf Anbringung eines Sperrvermerks beim Titel 892 73 wird
ebenfalls mehrheitlich abgelehnt.

Der Antrag 07/19 wird einstimmig angenommen.

Die Abgeordnete der Fraktion GRÜNE trägt die Begründung zum Antrag 07/26
vor.

Der Abgeordnete der Fraktion der SPD will wissen, ob es sich um eine Mittel -
kürzung handelt oder ob die Mittel in andere Titel umgeschichtet worden seien.
Er äußerte, in den Erläuterungen stehe, dass das Wirtschaftsministerium für The-
men des Ersten Arbeitsmarkts, das Sozialministerium für Themen des Zweiten
Arbeitsmarkts zuständig sei. Er wolle wissen, was das WM in seinem Zuständig -
keitsbereich mit den Mitteln unternehme.

Ein Vertreter des Wirtschaftsministeriums erläutert, die Förderperiode des Eu-
ropäischen Sozialfonds (ESF) müsse für die gesamte Förderperiode betrachtet
werden. Dem Wirtschaftsministerium stünden rund 87 Millionen € von der EU
zur Verfügung. Dafür werde ein gewisser Betrag als Kofinanzierung benötigt. Für
die Jahre 2010 und 2011 habe der Ansatz aus Konsolidierungszwängen gekürzt
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werden können. Wie viele Mittel an Kofinanzierung für die Jahre 2012 und 2013
benötigt würden, müsse in den nächsten Beratungen besprochen und festgelegt
werden. Die Mittel dürften nicht auf einzelne Maßnahmen und Jahre herunterge-
brochen werden, sondern müssten für die gesamte Förderperiode betrachtet wer-
den.

Der Abgeordnete der Fraktion der SPD fragt, was mit den Mitteln gemacht werde.

Eine Vertreterin des Wirtschaftsministeriums antwortet, das Wirtschaftsministe -
rium agiere in zwei Prioritätsachsen des Europäischen Sozialfonds. Zum einen in
der Verbesserung des Humankapitals, das sei die Prioritätsachse B. Allein zu -
ständig sei das Wirtschaftsministerium für die Prioritätsachse A, bei der es z. B.
um die Steigerung der Anpassungsfähigkeit insbesondere der KMUs und der
Beschäftigten gehe. In der Prioritätsachse A fördere das Wirtschaftsministerium
z. B. berufliche Weiterbildungsseminare, Coaching, Innovationscoaching usw. In
der Prioritätsachse B versuche das Wirtschaftsministerium, durch verschiedene
Maßnahmen die duale Ausbildung zu stärken.

Der Abgeordnete der Fraktion der SPD erwidert, die Ausführungen seien sehr 
hilf reich. Dies zeige an, dass es nicht sinnvoll sei, die Mittel in den Jahren 2010
und 2011 zu kürzen. Richtig sei, dass bis zum Ende der Förderperiode alle Mittel
des ESF abgerufen werden könnten. Dies setze allerdings voraus, dass in den Fol-
gejahren die 400 000 € mehr eingestellt würden. Denn sonst gingen am Ende der
Förderperiode Mittel verloren, wenn keine Komplementärmittel gefunden werden
könnten. Fraglich sei, ob dann der Haushalt besser aufgestellt sei, denn dann solle
laut dem designierten Ministerpräsidenten auf die Bremse gedrückt werden. Die
vorgestellten Maßnahmen seien besonders in der Krise wichtig. Der Antrag der
Fraktion GRÜNE sei daher begründet.

Die Abgeordnete der Fraktion GRÜNE äußert, es sei bedauerlich, dass bei der
Kürzung der Kofinanzierungsmittel nicht eingetreten sei, was in anderen Be -
reichen gemacht werde, nämlich Kürzungen der Haushaltsstrukturkommission
durch die Regierungsfraktion zurückzunehmen. Dies zeige die Schwerpunkte auf,
die die Regierungsfraktionen setzten.

Ein anderer Abgeordneter der Fraktion der SPD fragt, ob die angedachte Fi-
nanzierung, die eine Erhöhung ab dem Jahr 2012 erfordere, ausreiche, um die
Gesamtmittel in Höhe von 87 Millionen € abgreifen zu können oder ob das Minis-
terium von einem Betrag ausgehe, den es gar nicht in Anspruch nehmen wolle.

Der Vertreter des Wirtschaftsministeriums erwidert, neben der Kofinanzierung
durch das Land gebe es auch Mittel aus privater Kofinanzierung. Dies sei durch
die EU zugelassen. Im Moment sehe es so aus, dass die Kofinanzierungsmittel
ausreichten. Innerhalb der Förderperiode müsse beobachtet werden, wie sich
einzelne Projekte entwickelten und sie von der Bevölkerung angenommen wür-
den und ob andere Kofinanzierungsmittel erworben werden könnten. Wenn sich
für die Jahre 2012 und 2013 Schwierigkeiten ergäben, dann werde dies in die
entsprechenden Haushaltsberatungen eingebracht werden.

Ein weiterer Abgeordneter der Fraktion der SPD führt aus, dies beinhalte ein
zusätzliches Risiko. Sinnvoller sei es, den Rahmen im Sinne des Antrags der
Fraktion GRÜNE zu lassen. Denn das Land könne nicht über private Kofi-
nanzierungsmittel verfügen. Falls genügend Kofinanzierungsmittel vorhanden
seien, müsse der Rahmen nicht ausgeschöpft werden. Falls die privaten Kofi-
nanzierungsmittel aber geringer seien, müsse der Rahmen ausgeschöpft werden,
um die EU-Mittel akquirieren zu können. 

Bei der Kürzung in diesem Titel werde nichts gespart, eine Konsolidierung könne
damit nicht erreicht werden. Es stelle lediglich eine Periodenverschiebung dar,
und zwar von einer dringlichen Periode in eine hoffentlich vom Aufschwung
geprägten Periode.

Der Vertreter des Wirtschaftsministeriums entgegnet, möglicherweise werde in
den Jahren 2012 und 2013 genügend Kofinanzierungsmittel von privater Seite
akquiriert werden. Das Wirtschaftsministerium sei bestrebt, die 87 Millionen €
der EU zu verwenden. Dies hänge davon ab, wie stark private Kofinanzie rungs -
mittel akquiriert werden könnten.

Der Antrag 07/26 wird mehrheitlich abgelehnt.
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Der zuletzt zu Wort gekommene Abgeordnete der Fraktion der SPD trägt zu An -
trag 07/8 vor, das Land müsse sich bei der Existenzgründungsförderung besser
aufstellen. Baden-Württemberg stehe im Vergleich der Bundesländer an vor letz -
ter Stelle. Der Rechnungshof habe mehrfach die Art der Existenzgründungsför -
derung kritisch beleuchtet und deutlich darauf hingewiesen, dass diese meist nur
Mitnahmeeffekte erzeugten. Bei der Existenzgründungsförderung müsse ge zielter
vorgegangen werden. Der vorgeschlagene Sperrvermerk solle dazu beitragen, 
einer neuen Konzeption auf die Sprünge zu helfen.

Die Abgeordnete der Fraktion GRÜNE teilt mit, sie halte den Sperrvermerk für
nicht angebracht.

Der Antrag 07/8 wird mehrheitlich abgelehnt.

Kapitel 0710 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge -
nehmigt.

Kapitel 0711
Energie und Wohnungsbau

Der Antrag 07/9 wird mehrheitlich abgelehnt.

Der Ausschuss nimmt von der Mitteilung des Wirtschaftsministeri-
ums vom 16. Dezember 2009, Drucksache 14/5611, Kenntnis.

Der Antrag 07/10 wird mehrheitlich abgelehnt.

Eine Abgeordnete der Fraktion GRÜNE bringt zum Antrag 07/20 vor, sie halte 
es für sinnvoll, in Grundschulen und so früh wie möglich, Kinder in Bezug auf
Energie auf den richtigen Weg zu bringen und zu informieren. Allerdings halte sie
die EnBW nicht für den richtigen Partner. Die örtlichen Energie- und Klimaagen-
turen sollten dafür zuständig sein.

Der Wirtschaftsminister erwidert, dass das Projekt „EDE, der Energiedetektiv“
seither ohne die EnBW stattgefunden habe und auch weiterhin ohne die EnBW
stattfinden werde.

Die Anträge 07/20 und 07/21 werden jeweils einstimmig ange -
nom men.

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD äußert, der Bundeswirtschaftsminister
habe ein Entflechtungsgesetz vorgeschlagen. Die SPD sei der Meinung, die Mög -
lichkeit der Aufklärung solle viel stärker genutzt werden, um zu einem Markt der
Zukunft zu kommen.

Die Anträge 07/11 und 07/27 werden jeweils mehrheitlich abge -
lehnt.

Kapitel 0711 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich an -
genommen.

Kapitel 0712
Raumordnung, Städtebau und Denkmalpflege

Eine Abgeordnete der Fraktion der FDP/DVP teilt mit, das Wirtschaftsministeri-
um sei dafür zu loben, dass es ihm gelungen sei, durchgängig Zielwerte für die
künftige Zeit aufzuweisen. Dies wünsche sie sich auch bei anderen Ministerien.

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD schließt sich dem Lob an und fragt zum
Titel 331 74 – Zuschüsse und andere Zuweisungen vom Bund –, ob das Wirt -
schaftsministerium Studien und Modellvorhaben aus diesen Mitteln finanziere
oder ob diese in die laufenden städtebaulichen Sanierungs- und Entwicklungs-
maßnahmen integriert würden.

Ein Vertreter des Wirtschaftsministeriums führt aus, hierbei handle es sich um die
Verwendung von Bundesmitteln. Diese Verwendung werde in einer Verwal-
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tungsvereinbarung zwischen dem Bund und den Ländern geregelt. Der Bund be-
halte sich vor, Teile dieser 45 Millionen €, die auf das Land Baden-Württemberg
entfielen, für Studien und Modellvorhaben zu verwenden. Das Wirtschaftsminis-
terium führe mit Mitteln des Bundes keine Studien und Modellvorhaben durch.

Ein Abgeordneter der Fraktion der CDU fragt, wie hoch eventuell vorhandene
Haushaltsreste zum Jahresende 2009 in Bezug auf den Kommunalen Investitions-
fonds gewesen seien.

Der Wirtschaftsminister antwortet, es habe keine Reste gegeben.

Ein weiterer Abgeordneter der Fraktion der SPD führt zu Antrag 07/12 aus, be -
züglich des frühkeltischen Fürstensitzes Heuneburg gebe es dringenden Hand-
lungsbedarf. Diese Auffassung teilten seiner Meinung nach alle Fraktionen. Ein
An trag oder eine Initiative hierzu sei ihm nicht bekannt.

Der Wirtschaftsminister entgegnet, die Antwort auf die Frage, ob genügend fi-
nanzielle Mittel im Haushalt zur Verfügung stünden, um das Problem des Fürs -
tensitzes Heuneburg angehen zu können, laute Ja. Dem Land sei der frühkeltische
Fürstensitz Heuneburg wichtig. Die Fachleute des Wirtschaftsministeriums
klärten noch die Details. Sowohl der politische Wille als auch die finanziellen
Möglichkeiten seien gegeben, um das Problem des Fürstensitzes Heuneburg an -
gehen zu können. Er verweise hierbei auf die gegenseitige Deckungsfähigkeit der
Mittel.

Der zuerst genannte Abgeordnete der Fraktion der SPD teilt mit, die Mittel für die
Denkmalpflege reichten insgesamt nicht aus. Die Vermutung liege nahe, dass,
wenn ein solcher „Großeinsatz“ für den frühkeltischen Fürstensitz Heuneburg in
Angriff genommen werde, andere Projekte zurückgestellt werden müssten.

Der Wirtschaftsminister entgegnet, dass in den Jahren 2010 und 2011 rund 4 Mil-
lionen € mehr an Mitteln zur Verfügung stünden als im Jahr 2009. 

Der Abgeordnete der Fraktion der CDU weist darauf hin, dass die Mittel für den
Titel 893 71 – Zuschüsse für Investitionen an Sonstige – erhöht worden seien.
Seine Fraktion halte es durchaus für notwendig, Eigentümer und Besitzer von
Kulturdenkmälern mit Mitteln zu unterstützen. Die Verteilung der Mittel sei eine
Angelegenheit des Ministeriums und der Landesregierung. Seine Fraktion ver-
traue darauf, dass die Mittel entsprechend verteilt würden. Die Heuneburg gehöre
zu einem der wichtigen Punkte, die aufgegriffen werden sollten. Der Antrag
07/12 sei daher gegenstandslos.

Eine Abgeordnete der Fraktion GRÜNE teilt mit, nach Auskunft des kulturpoli -
tischen Sprechers der Fraktion GRÜNE solle es bezüglich der Heuneburg eine in-
terfraktionelle Einigung geben.

Der bei der Beratung des Kap. 0712 als zweiter zu Wort gekommene Abgeord-
nete der Fraktion der SPD legt dar, welche Maßnahmen bei der Heuneburg beson-
ders dringlich seien, für die geschätzt 250 000 € veranschlagt würden. Er wolle
wissen, ob dies gemacht werde.

Der Wirtschaftsminister antwortet, er wisse nicht, welche Maßnahmen die Denk -
malschützer unternähmen. Die finanziellen Mittel, um diese angesprochenen
Punkte in Angriff nehmen zu können, seien gegeben. 

Der Abgeordnete der Fraktion der SPD zieht den Antrag 07/12 zurück.

Der Antrag 07/22 wird einstimmig angenommen.

Kapitel 0712 bei einigen Enthaltungen mit den beschlossenen Än-
derungen mehrheitlich genehmigt.

29. 01. 2010

Veronika Netzhammer

Dr. Frank Mentrup
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